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Sehr geehrte Mandantin, 

sehr geehrter Mandant, 

das Bundesfinanzministerium hat den Referentenent-

wurf eines Gesetzes zur Stärkung von Wachstums-

chancen, Investitionen und Innovation sowie Steuer-

vereinfachung und Steuerfairness (Wachstumschan-

cengesetz) vorgelegt. Wir fassen die für Arbeitgeber 

und Arbeitnehmer geplanten Gesetzesänderungen zu-

sammen. Außerdem beleuchten wir, wann ein Tätig-

werden in einem weiträumigen Tätigkeitsgebiet vor-

liegt. Der Steuertipp befasst sich mit Arbeitgeberzu-

schüssen zum Deutschlandticket. 

GESETZGEBUNG  

Referentenentwurf eines Wachstumschancenge-

setzes vorgelegt 

 
Der Referentenentwurf eines Wachstumschancenge-

setzes enthält folgende für die Arbeitnehmerbesteue-

rung bedeutsame Änderungen: 

Geringwertige Wirtschaftsgüter: Nach geltendem 

Recht sind die Anschaffungs- oder Herstellungskosten 

im Jahr der Anschaffung oder Herstellung in voller Hö-

he als Werbungskosten abziehbar, wenn die Aufwen-

dungen für das einzelne Wirtschaftsgut 800 € nicht 

übersteigen. Ab 2024 soll der Grenzwert für eine So-

fortabschreibung auf 1.000 € angehoben werden. 

Versorgungsbezüge: Von Versorgungsbezügen blei-

ben ein nach einem Prozentsatz ermittelter und auf ei-

nen Höchstbetrag begrenzter Versorgungsfreibetrag 

sowie ein Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag steuer-

frei. Der jeweils anzuwendende Prozentsatz verringert 

sich seit 2005 im Gleichklang zur schrittweisen Anhe-

bung des Besteuerungsanteils von Leibrenten und an-

deren Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversi-

cherung. Ziel war bisher die vollständige „nachgelager-

te Besteuerung“ bis 2040. 

Beginnend mit dem Jahr 2023 soll sich der Prozent-

wert zur Bemessung des Versorgungsfreibetrags nur 

noch in jährlichen Schritten von 0,4 % verringern (bis-

her 0,8 %). Der Höchstbetrag soll - ebenfalls begin-

nend ab dem Jahr 2023 - um jährlich 30 € und der Zu-

schlag zum Versorgungsfreibetrag um jährlich 9 € ge-

senkt werden. Damit wären die Freibeträge für Versor-

gungsbezüge im Jahr 2058 vollständig abgeschmol-

zen und Versorgungsbezüge würden - ebenso wie 

Renten - bei einem Versorgungsbeginn ab 2058 voll-

ständig als Lohneinkünfte besteuert. 

Geschenke: Nach geltendem Recht sind Aufwendun-

gen für Geschenke an Personen, die nicht Arbeitneh-

mer des Schenkers sind, keine Betriebsausgaben, 

wenn die Anschaffungs- oder Herstellungskosten der 

dem Empfänger zugewendeten Gegenstände insge-

samt 35 € pro Jahr nicht übersteigen. Dieser Betrag 

soll zum Ausgleich der gestiegenen Kosten ab 2024 

auf 50 € pro Jahr angehoben werden. 

Verpflegungspauschalen: Die als Werbungskosten 

abzugsfähigen bzw. vom Arbeitgeber steuerfrei er-

setzbaren inländischen Verpflegungspauschalen sol-

len ab 2024 für jeden Kalendertag, an dem der Arbeit-

nehmer 24 Stunden von seiner Wohnung und ersten 

Tätigkeitsstätte abwesend ist, von 28 € auf 30 € ange-

hoben werden. Für den An- oder Abreisetag sollen sie, 

wenn der Arbeitnehmer an diesem oder am nächsten 

Tag oder am Vortag außerhalb seiner Wohnung über-

nachtet, von jeweils 14 € auf 15 € steigen. 
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Bei eintägigen Auswärtstätigkeiten, bei denen der Ar-

beitnehmer ohne Übernachtung außerhalb seiner 

Wohnung mehr als acht Stunden von seiner Wohnung 

und seiner ersten Tätigkeitsstätte abwesend ist, soll 

die Verpflegungspauschale ab 2024 von 14 € auf 15 € 

angehoben werden. 

Betriebsveranstaltungen: Zu den Einkünften aus 

nichtselbständiger Arbeit gehören auch Zuwendungen 

des Arbeitgebers an seinen Arbeitnehmer und dessen 

Begleitpersonen anlässlich von Betriebsveranstaltun-

gen. Soweit solche Zuwendungen den Betrag von 

110 € je Betriebsveranstaltung und teilnehmenden Ar-

beitnehmer nicht übersteigen, gehören sie für maximal 

zwei Veranstaltungen pro Jahr nicht zu den Lohnein-

künften. Der Freibetrag von 110 € soll ab 2024 auf 

150 € angehoben werden. 

Fünftelregelung (Lohnsteuerabzug): Nach gelten-

dem Recht kann die Tarifermäßigung für Entschädi-

gungen und Vergütungen für mehrjährige Tätigkeiten 

bereits bei der Berechnung der Lohnsteuer berück-

sichtigt werden. Insbesondere die Frage der Zusam-

menballung ist unterjährig oft nur schwer zu beurteilen. 

Daher werden die Regelungen zur Berechnung der 

Lohnsteuer im Zusammenhang mit tarifermäßigt zu 

besteuerndem Arbeitslohn ab 2024 ersatzlos aufgeho-

ben. Damit werden die Arbeitgeber von nicht gering zu 

veranschlagendem Prüfungs- und Berechnungsauf-

wand entlastet. 

Für den Arbeitnehmer ergeben sich keine Nachteile, 

denn die Tarifermäßigung kann - wie bisher - im Rah-

men der Veranlagung zur Einkommensteuer geltend 

gemacht werden. 

Gruppenunfallversicherung: Der Arbeitgeber kann 

die Beiträge für eine Gruppenunfallversicherung nach 

geltendem Recht mit einem Pauschsteuersatz von 

20 % erheben. Voraussetzung ist, dass der steuerliche 

Durchschnittsbetrag ohne Versicherungsteuer „pro 

Kopf“ 100 € im Jahr nicht übersteigt. Wird der Durch-

schnittsbetrag von 100 € überschritten, ist derzeit der 

gesamte Betrag bei den versicherten Arbeitnehmern 

dem individuellen Lohnsteuerabzug zu unterwerfen. 

Der Arbeitgeber muss also bei einer Beitragsänderung 

und/oder einer Änderung der Anzahl der begünstigten 

Arbeitnehmer stets prüfen, ob die Pauschalbesteue-

rung überhaupt noch zulässig ist, und gegebenenfalls 

zur individuellen Lohnbesteuerung übergehen. Des-

halb soll der Grenzbetrag von 100 € ab 2024 aufgeho-

ben und die Pauschalierung von Gruppenunfallversi-

cherungen generell zugelassen werden. 

AUSWÄRTSTÄTIGKEITEN 

Ist ein Hafen ein weiträumiges Tätigkeitsgebiet? 

Manche Arbeitnehmer haben keine erste Tätigkeits-

stätte und suchen nach den arbeitsrechtlichen Festle-

gungen und Absprachen zur Aufnahme ihrer berufli-

chen Tätigkeit dauerhaft dasselbe weiträumige Tätig-

keitsgebiet - typischerweise arbeitstäglich - auf. Bei 

ihnen ist für die Fahrten von der Wohnung zum 

nächstgelegenen Zugang zu diesem Tätigkeitsgebiet 

für jeden vollen Entfernungskilometer die Entfer-

nungspauschale zu berücksichtigen (für die ersten 

20 Kilometer jeweils 0,30 € und für jeden weiteren Ent-

fernungskilometer 0,38 €). Für die Fahrten innerhalb 

des weiträumigen Tätigkeitsgebiets sind die tatsächli-

chen Aufwendungen bzw. 0,30 € für jeden mit dem 

Pkw gefahrenen Kilometer abziehbar. 

Ein Tätigwerden in einem weiträumigen Tätigkeitsge-

biet liegt nur vor, wenn der Arbeitnehmer die vertrag-

lich vereinbarte Arbeitsleistung auf einer festgelegten 

Fläche auszuüben hat. Davon ist bei Arbeitnehmern, 

die ihrer beruflichen Tätigkeit in einer ortsfesten be-

trieblichen Einrichtung des Arbeitgebers, eines ver-

bundenen Unternehmens oder bei einem vom Arbeit-

geber bestimmten Dritten nachgehen, nicht auszuge-

hen. Bei ihnen ist dies selbst dann nicht der Fall, wenn 

ihnen ein bestimmtes Tätigkeitsgebiet zugewiesen ist 

und sie dort in verschiedenen ortsfesten betrieblichen 

Einrichtungen tätig werden. 

Hiervon ausgehend hat der Bundesfinanzhof die Kos-

ten eines Arbeitnehmers für die Fahrten von der Woh-

nung zum Hamburger Hafen ab dem ersten gefahre-

nen Kilometer in Höhe der tatsächlichen Aufwen-

dungen als Werbungskosten berücksichtigt. Ent-

scheidend war, dass der Arbeitnehmer nicht auf einer 

festgelegten Fläche, sondern aufgrund tagesaktueller 

Weisungen in ortsfesten betrieblichen Einrichtungen 

von vier verschiedenen Kunden seines Arbeitgebers 

tätig wurde. Irrelevant war, dass sich alle vier Einsatz-

orte im Hamburger Hafengebiet befanden. 

DOPPELBESTEUERUNGSABKOMMEN 

Vergütungen an Organe von Kapitalgesellschaften 

Das Besteuerungsrecht für Vorstands-, Direktoren-, 

Geschäftsführer- oder Prokuristengehälter wird nach 

dem mit der Schweiz geschlossenen Doppelbesteue-

rungsabkommen (DBA) grundsätzlich dem Staat zu-

gewiesen, in dem die Kapitalgesellschaft ihren Sitz 

hat. Das gilt allerdings nur, wenn die Tätigkeit nicht so 

abgegrenzt ist, dass sie lediglich Aufgaben außerhalb 

des Staats des Sitzes der Kapitalgesellschaft umfasst. 

Der Wohnsitzstaat des Arbeitnehmers stellt in diesem 

Fall die betreffenden Einkünfte unter Beachtung des 

Progressionsvorbehalts steuerfrei. 

Hinweis: Entsprechende Regelungen sind zum Bei-

spiel in den mit Belgien, Dänemark, Österreich, den 

Niederlanden und Polen abgeschlossenen DBA ent-

halten. 

Nunmehr wurde mit der Schweiz vereinbart, die Zu-

ordnung des Besteuerungsrechts für Organe von Kapi-



Mandanten-Information für das Personalbüro 09/23, Seite 3 

 
talgesellschaften auch auf Personen anzuwenden, die 

mit Einzelunterschrift oder Kollektivunterschrift ohne 

Bezeichnung ihrer Funktion im Schweizer Handels-

register eingetragen sind. Entsprechendes gilt für 

Personen, die zwar nicht im Handelsregister eingetra-

gen sind, aber aus zivilrechtlicher Sicht eine Stellung 

innerhalb einer Kapitalgesellschaft einnehmen, die im 

Hinblick auf die damit verbundene Leitungs- und Ver-

tretungsbefugnis mit den eingangs genannten Perso-

nen vergleichbar ist. Dabei muss die Leitungs- und 

Vertretungsbefugnis mindestens der einer Prokura 

entsprechen. Dies kann - auch in Fällen, in denen 

Prokura ohne Eintragung ins Handelsregister erteilt 

wurde - durch eine gegenüber einer Handlungsvoll-

macht weitergehende Befugnis zur Außenvertretung 

des Unternehmens nachgewiesen werden. Diese Re-

gelung gilt bis zum 31.12.2025, sofern Deutschland 

und die Schweiz keine Verlängerung vereinbaren. 

 

VERDECKTE GEWINNAUSSCHÜTTUNG 

Geschäftsführergehalt und Altersversorgung ne-

beneinander erlaubt 

 

Darf ein Versorgungsversprechen der GmbH allein 

vom Erreichen der Altersgrenze und nicht vom end-

gültigen Ausscheiden des Geschäftsführers aus dem 

Dienstverhältnis abhängig gemacht werden? Der Bun-

desfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass dies nicht 

zu beanstanden ist. In einem solchen Fall würde ein 

ordentlicher und gewissenhafter Geschäftsleiter aller-

dings grundsätzlich verlangen,  

 entweder das Einkommen aus der fortbestehenden 

Tätigkeit als Geschäftsführer auf die Versorgungs-

leistung anzurechnen oder 

 den vereinbarten Eintritt der Versorgungsfälligkeit - 

gegebenenfalls unter Vereinbarung eines versiche-

rungsmathematisch berechneten Barwertaus-

gleichs - aufzuschieben, bis der Begünstigte end-

gültig seine Geschäftsführerfunktion beendet hat. 

Wird jedoch nach dem Eintritt des Versorgungsfalls 

neben der Versorgungsleistung bei voller Weiterbe-

schäftigung als Geschäftsführer für diese Tätigkeit nur 

ein reduziertes Gehalt gezahlt, liegt laut BFH keine 

gesellschaftliche Veranlassung und damit keine ver-

deckte Gewinnausschüttung vor. Das gilt zumindest, 

wenn die Gehaltszahlung die Differenz zwischen der 

Versorgungszahlung und den letzten Aktivbezügen 

nicht überschreitet. Ein ordentlicher und gewissenhaf-

ter Geschäftsleiter würde zwar nicht gleichzeitig die 

volle Versorgung und ein volles Gehalt für die Weiter-

beschäftigung als Geschäftsführer zahlen. Er würde 

aber auch nicht erwarten, dass ein „pensionierter“ Ge-

schäftsführer „umsonst“ weiterarbeitet. Er wäre jedoch 

bereit, neben der Versorgungszahlung aufgrund der 

fortgeführten oder eventuell wieder aufgenommenen 

Tätigkeit als Geschäftsführer ein Gehalt bis zur Höhe 

der Differenz zwischen der Versorgung und den letz-

ten Aktivbezügen zu zahlen. 

 

GMBH  

Führt die unentgeltliche Übertragung von Anteilen 

zu Arbeitslohn? 

 
In einem vom Finanzgericht Sachsen-Anhalt (FG) ent-

schiedenen Streitfall hatten Gesellschafter einer 

GmbH einer Arbeitnehmerin unentgeltlich Anteile an 

einer GmbH übertragen. Naturgemäß hätte die Arbeit-

nehmerin ohne ihre berufliche Tätigkeit weder die Ge-

sellschafter der Arbeitgeberin kennengelernt noch die 

Anteile an dieser übertragen bekommen. Laut FG 

reicht allein dieser Umstand für die Annahme von 

steuerpflichtigem Arbeitslohn in Bezug auf die Über-

tragung der Anteile nicht aus. 

Zur Überzeugung des FG lag eine Übertragung der 

Anteile im Rahmen der Unternehmensnachfolge vor, 

die den Fortbestand des Unternehmens sichern sollte. 

Dabei hätten gesellschaftsrechtliche strategische 

Überlegungen im Vordergrund gestanden. Damit stell-

te sich die Anteilsübertragung aufgrund der gewählten 

Vertragsgestaltung aus Sicht des FG nicht als Arbeits-

lohn dar, sondern vielmehr als ein (lediglich) der 

Schenkungsteuer unterliegender Vorgang. 

Hinweis: Das Finanzamt hat gegen die Entscheidung 

Revision eingelegt. 

 

INFLATIONSAUSGLEICHSPRÄMIE  

Abgrenzung von Sonderzahlungen und dauerhaf-

ten Lohnerhöhungen 

 

Arbeitgeber können ihren Beschäftigten zusätzlich 

zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn Leistungen zur 

Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise ge-

währen. Sie können ihren Arbeitnehmern in der Zeit 

vom 26.10.2022 bis zum 31.12.2024 jeweils eine Infla-

tionsausgleichsprämie (IAP) bis zu 3.000 € (Höchstbe-

trag) zahlen, die steuer- und sozialversicherungsfrei 

ist. 

Die Steuer- und Sozialversicherungsfreiheit gilt auch 

für Arbeitslohnzahlungen von dritter Seite. Sie gilt aber 

nur für Sonderzahlungen des Arbeitgebers. Dabei 

spielt es keine Rolle, ob die Sonderzahlungen in Form 

einer Einmalleistung, in mehreren Teilbeträgen oder 

gleichmäßig verteilt zwischen dem 26.10.2022 und 

dem 31.12.2024 erbracht werden. Dauerhafte Lohn-

erhöhungen sind dagegen nicht begünstigt. Erfreuli-

cherweise ist es für die Steuer- und Sozialversiche-

rungsfreiheit der IAP unschädlich, wenn sie im Zu-

sammenhang bzw. in Kombination mit einer dauerhaf-

ten Lohnerhöhung zusätzlich zum ohnehin geschulde-

ten Arbeitslohn gewährt wird. 
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Beispiel: Der Arbeitgeber gewährt seinen Arbeitneh-

mern eine IAP in Höhe von insgesamt 2.000 €, die in 

mehreren Schritten ausgezahlt werden soll, beginnend 

mit einer Sonderzahlung von 1.000 € im Juni 2023. 

Monatliche Sonderzahlungen in Höhe von jeweils 

200 € sollen dann in den Monaten Juli 2023 bis ein-

schließlich November 2023 geleistet werden. Ab dem 

01.12.2023 soll der Lohn dauerhaft um monatlich 

300 € erhöht werden. Auch die dauerhafte Lohnerhö-

hung wird mit Inflationsgesichtspunkten begründet. 

Die einzelnen Komponenten der Lohnerhöhung sind 

getrennt voneinander zu beurteilen: Die in mehreren 

Teilbeträgen gewährte IAP in Höhe von insgesamt 

2.000 € ist steuer- und sozialversicherungsfrei. Die 

danach einsetzende reguläre - und dauerhaft wirken-

de - Lohnerhöhung von monatlich 300 € ab dem 

01.12.2023 unterliegt hingegen der Steuer- und der 

Sozialversicherungspflicht. 

 

STEUERTIPP 

Zuschuss zum Deutschlandticket 

 

Beim Deutschlandticket („49-€-Ticket“) gibt es eine 

bundesweit geltende Jobticketregelung. Falls der Ar-

beitgeber seinen Arbeitnehmern das Ticket mit min-

destens 25 % bezuschusst, also 12,25 € oder mehr 

der Ticketkosten übernimmt, erhält er einen zusätzli-

chen Rabatt von 5 %. Das 49-€-Ticket kostet den Ar-

beitnehmer in diesem Fall als über den Arbeitgeber 

bezogenes Jobticket nur 34,30 €. Lohnsteuer- und so-

zialversicherungsrechtlich ist Folgendes zu beachten: 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ein vom Arbeitgeber zusätzlich zum ohnehin geschul-

deten Arbeitslohn gezahlter Zuschuss zum Deutsch-

landticket ist steuer- und sozialversicherungsfrei. Er 

mindert allerdings die als Werbungskosten abziehbare 

Entfernungspauschale. Aus diesem Grund ist der Zu-

schuss im Lohnkonto des Arbeitnehmers aufzuzeich-

nen und in der Lohnsteuerbescheinigung anzugeben. 

Der Arbeitgeber hat jedoch anstelle der Inanspruch-

nahme der Steuerfreiheit auch die Möglichkeit, den 

Zuschuss mit 25 % zu pauschalieren. Diese Pau-

schalbesteuerung führt ebenfalls zur Sozialversiche-

rungsfreiheit. Macht der Arbeitgeber von der Pau-

schalbesteuerung Gebrauch, unterbleibt beim Arbeit-

nehmer eine Minderung der Entfernungspauschale. 

Das kann sich insbesondere dann als vorteilhaft er-

weisen, wenn der Beschäftigte weit entfernt von seiner 

ersten Tätigkeitsstätte wohnt und häufig den eigenen 

Pkw für den Weg zur Arbeit nutzt. 

Diese Ausführungen gelten entsprechend, wenn der 

Arbeitgeber dem Arbeitnehmer das Deutschlandticket 

als Sachbezug zur Verfügung stellt. Die Höhe des 

geldwerten Vorteils ist in diesem Fall davon abhängig, 

ob der Arbeitnehmer einen Zuschuss für das Ticket 

zahlt oder nicht. 

Pauschalierungsbeispiel: 

Ticketpreis 49,00 € 

Arbeitgebernachlass 5 % (kein Lohn) 2,45 € 

Differenz 46,55 € 

davon 96 % (gerundet) 44,69 € 

Eigenleistung des Arbeitnehmers 34,30 € 

pauschalierbar monatlich 10,39 € 

Abwandlung (keine Eigenleistung): 

pauschalierbar monatlich (gerundet) 44,69 € 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr Team der AWI TREUHAND 
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